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Geſetz- Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 
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(Jr. 10442.) Geſetz, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die Eiſenbahnver⸗ 
waltung. Vom 3. Mai 1903. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen n. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
Artikel J. 

An die Stelle des $ 3 des Geſetzes vom 8. März 1897, betreffend die 
Tilgung von Staatsſchulden, Geſetz-Samml. S. 43) treten folgende Be— 
ſtimmungen: 

G88 

Ergibt ſich nach der Jahresrechnung ein Überſchuß des Staatshaushalks, 
ſo iſt derſelbe zunächſt zur Bildung oder Ergänzung eines Ausgleichsfonds bis 
zur Höhe von 200 000 000 Mark zu verwenden. 

Der darüber hinausgehende Betrag des Uberſchuſſes wird zu einer weiteren 
Tilgung von Staatsſchulden beziehungsweiſe Verrechnung auf bewilligte Anleihen 
verwendet. 

$ 3a. 
Der Ausgleichsfonds ($ 3) ift in nachſtehender Reihenfolge zu verwenden: 
1. zur Bildung oder Ergänzung eines Dispoſitionsfonds der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung bis zur Höhe von 30 000 000 Mark zur Vermehrung der 
Betriebsmittel, Erweiterung und Ergänzung der Bahnanlagen ſowie 
Geſet⸗Samml. 1903. (Nr. 1044210445.) 2 


Ausgegeben zu Berlin den 27. Mai 1903. 


„ 400 


zu Grunderwerbungen behufs Vorbereitung derartiger Erweiterungen 
im Falle eines nicht vorherzuſehenden Bedürfniſſes der Staatsbahnen 
bei zu erwartender Verkehrsſteigerung, 

2. zur Ausgleichung eines rechnungsmäßigen Minderüberſchuſſes der Eiſen⸗ 
bahnverwaltung, inſoweit derſelbe nicht durch einen etwaigen Uberſchuß 
im geſamten übrigen Staatshaushalte gedeckt wird; 

3. zur Verſtärkung der Deckungsmittel im Staatshaushalts⸗Etat behufs 
angemeſſener Ausgeſtaltung des Extraordinariums der Eiſenbahnver— 


waltung nach näherer Beſtimmung des jeweiligen Staatshaushalts— 
Etats. 


§ 3b. 


Der Ausgleichsfonds wird von dem Finanzminiſter verwaltet. 

„Die Einnahmen und Ausgaben des Ausgleichsfonds ſind in einer Anlage 
zur Überſicht von den Staats⸗Einnahmen und Ausgaben jedes Etatsjahrs nach⸗ 
zuweiſen. 

Über die Verwendung des Dispoſitionsfonds (§ 3a unter 1) iſt jedes Jahr 
nach dem Schluſſe des Etatsjahrs dem Landtage Rechenſchaft zu geben. 


§ 3e. 


Die Verwendung des Ausgleichsfonds zu den im § 3a unter Ziffer 1 
und 3 bezeichneten Zwecken erfolgt durch den Finanzminiſter und den Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten. i 

Im übrigen wird die Ausführung des Geſetzes dem Finanzminiſter 
übertragen. 


Artikel II. 


Für die im $ 3a unter 1 bezeichneten Zwecke werden einmalig 30 000 000 
Mank bereitgeſtellt. 5 


Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Beſchaffung der hierzu erforder⸗ 
lichen Mittel Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 


Artikel III. 


Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
Fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchem Kurſe die Schuld— 
verſchreibungen verausgabt werden ſollen (Artikel ID), beſtimmt der Finanzminiſter. 
Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 


Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 


preußiſcher Staatsanleihen, Geſetz-Samml. S. 1197) und des Geſetzes vom 


8. März 1897, betreffend die Tilgung von Staatsſchulden, GGeſetz- Samml. 
S. 43) zur Anwendung. 
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Artikel IV. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Etatsjahre 1903 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Rom, den 3. Mai 1903. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. Schönſtedt. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. 
Studt. Frhr. v. Rheinbaben. Frhr. v. Hammerſtein. Möller. Budde. 


(Nr. 10443.) Geſetz, betreffend die Erweiterung und Vervollſtändigung des Staatseiſenbahn⸗ 
netzes und die weitere Beteiligung des Staates an dem Unternehmen der 
Altdamm-Kolberger Eiſenbahngeſellſchaft und an dem Baue von Klein— 
bahnen. Vom 18. Mai 1903. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 

Sal: 


Die Staatsregierung wird ermächtigt: 
J. zur Herftellung von Eiſenbahnen und zur Beſchaffung der 
für dieſe erforderlichen Betriebsmittel, und zwar: 


a) zum Bau einer Haupteiſenbahn von Saarbrücken nach Bous 
e nne ee essen Si 13 877 000,00 Mark, 


b) zum Bau von Nebeneiſenbahnen: 
1. von Lötzen nach Angerburg die Summe 


Donn: 3030 000% „ 
2. von Mohrungen nach Liebemühl (Oſterode 

i. Oſtpr.) die Summe vonn 2380 000%%ꝗ% = 
3. von Schlachta nach Skurz (Schmentau) die 

rhnununun n 2450 000% = 
4. von Vandsburg nach Flatow die Summe 

BDP). ne ee en 2700 000,00 „ 

Seite.... 24437 000,00 Mark 
28* 


— 158 — 
Übertrag .... 24437 000, Mark 


5. von Schokken nach Schubin mit Abzwei— 

gung von Gollantſch nach Kolmar i. Poſ. 

die Summe vorn 8186 000% „ 
6. von Birnbaum nach Samter die Summe 

ee era 5100.000,00 = 
7. von (Birnbaum) Wierzebaum nach Schwerin 

a. d. Warthe die Summe von 1675 000% = 
8. von Wollſtein nach Grätz i. Wof. die Summe 

on:: 33 2380 000,00 „ 
9. von Neuſalz a. O. nach Wollſtein die 

Suttiine ß; 8 4650000,0 „ 


10. von Lorenzdorf nach Sagan die Summe von 2169 000% é 
11. von Friedeberg a. Queis nach der Reichs— 

grenze in der Richtung auf Heinersdorf die 

line r 8 632 000,00 
12. von Viſſelhövede nach Zeven die Summe von 4031 000,00 
13. von Winterberg i. Weſtf. nach Franken⸗ 

berg i. Heſſen-Naſſau die Summe von .. 4800 000,00 
14. von Uſingen nach Weilmünſter die Summe 


* u 


ENnnü ee 2682 000% „ 
15. von (Simmern) Caſtellaun nach Boppard N 
dies Sunne on 5 943 000% „ 
e) zur Beſchaffung von Betriebsmitteln die 
Sd d 5791 000% „ 
zuſammen .... 72 476 000% Mark, 


II. zur Deckung der Mehrkoſten für den Bau 
der Eiſenbahnen: 
1. von Paderborn nach Brackwede die Summe 


Pin! 8 480 000 Mark, 
2. von Wülfrath nach Ratingen 
(Weſt) die Summe von .. 288 000 = 
3. von Schleuſingen nach Il— 
menau die Summe von . 664000 
4. von Bergneuſtadt nach Olpe 
die Summe von 274000 4 
5. von Oſterfeld nach Hammi. W. 
die Sue donn 4300000 „ 
zuſammen .... 6 006 000,0 = 


Seite.... 78 482 000,00 Mark 


— 159 — 
Übertrag . ... 78 482 000,0 Mark 


III. zur weiteren Beteiligung des Staates 
an dem Unternehmen der, Altdamm-Kolberger 
Eiſenbahngeſellſchaft durch Übernahme von 104000 
Mark neuer Stammaktien die Summe von....... 115 630% + 


IV. zur Förderung des Baues von Klein— 
e een 5 000 000% = 


insgeſamt .... 83 597 630,10 Mark 
zu verwenden. 

Uber die Verwendung des Fonds zu IV wird dem Landtag alljährlich 
Rechenſchaft abgelegt werden. 

Mit der Ausführung der unter Nr. I lit. b aufgeführten Eiſenbahnen iſt 
erſt dann vorzugehen, wenn nachſtehende Bedingungen erfüllt ſind: 

A. Der geſamte zum Bau der Eiſenbahnen und deren Nebenanlagen nach 
Maßgabe der von dem Minifter der öffentlichen Arbeiten oder im Enteignungs⸗ 
verfahren feſtzuſtellenden Entwürfe erforderliche Grund und Boden iſt der Staats— 
regierung in dem Umfang, in welchem er nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
der Enteignung unterworfen iſt, unentgeltlich und laſtenfrei — der dauernd er— 
forderliche zum Eigentume, der vorübergehend erforderliche zur Benutzung für die 
Zeit des Bedürfniſſes — zu überweiſen, oder die Erſtattung der ſämtlichen 
ſtaatsſeitig für deſſen Beſchaffung im Wege der freien Vereinbarung oder Ent— 
eignung aufzuwendenden Koſten, einſchließlich aller Nebenentſchädigungen für 
Wirtſchaftserſchwerniſſe und ſonſtige Nachteile, in rechtsgültiger Form zu über— 
nehmen und ſicherzuſtellen. 

Vorſtehende Verpflichtung erſtreckt ſich insbeſondere auch auf die unentgeltliche 
und laſtenfreie Hergabe des für die Ausführung derjenigen Anlagen erforderlichen 
Grund und Bodens, deren Herſtellung dem Eiſenbahnunternehmer im öffent— 
lichen Intereſſe oder im Intereſſe des benachbarten Grundeigentums auf Grund 
geſetzlicher Beſtimmungen obliegt oder auferlegt wird. i 

Zu den Grunderwerbskoſten für die unter 1 und 5 benannten Eiſenbahnen 
ſoll ſtaatsſeitig ein Zuſchuß gewährt werden, und zwar: 

a) bei Nr. 1 (Lötzen Angerburg) voeo nn 120 000 Mark, 

je zu gleichen Teilen den Kreiſen Lötzen und Angerburg, 

b) bei Nr. 5 (Schoffen-Schubin mit Abzweigung von 

Gollantſch nach Kolmar i. Poſ.) dem Kreiſe Won— 
// le ge ee ee wol 286000 » 

Von der Forderung der unentgeltlichen Hergabe des Grund und Bodens 
(it. A Abſ. 1 und 2) iſt Abſtand zu nehmen, wenn von den Beteiligten in den 
mit ihnen wegen Ausführung der Linien abzuſchließenden Verträgen die Leiſtung 


0 


einer unverzinslichen, nicht rückzahlbaren Pauſchſumme in der nachſtehend für die 
einzelnen Bahnen angegebenen Höhe übernommen wird und zwar: 


bei Nr. 1 (CLötzen-Angerburg) vn 270 000 Mark, 
„ 2 Mohrungen -Liebemühl [Oſterode 
i. Oſtpr. y von aan. 331000 1» 
: 3 (Schlachta—Skurz [Schmentauſ) von... 65 000 „ 
4 (Vandsburg-Flatow) voene n 224 000 


„ 5 (Schoffen-Schubin mit Abz zweigung von 
Gollantſch nach Kolmar i. of.) von.. 890 000 = 


„ „ 6 (Birnbaum Samer) von 252 000 
7 (Birnbaum! Wierzebaum Schwerin 

Gd Warihe) n 65 000 „* 

„ „ 8 (Wollſtein Grätz i. Poſ.) von 2 000 

9 (Neuſalz a. O.—Wollſtein) vonn. 172 000 

10 Corenzdorf Sagan) von ........... 167 00 „ 
11 (Friedeberg a. Queis-Reichsgrenze in der 

Richtung auf Heinersdorf) von ..... 64000 „ 

„ 12 (Viſſelhövede Zeven) voe n 294 000 

„ 13 (Winterberg i. Weſtf. Frankenberg 
Hen Nisan) bon 320 000 „ 


„ „14 (Uſingen —Weilmünſter) von ......... 310 000 - 
„ 15 (Simmern] Caſtellaun Boppard) von.. 500 000  - 


Bei Bemeſſung der Pauſchſummen zu Nr. 1 (Lötzen -Angerburg) und zu 
Nr. 5 Schokken — 1 mit Abzweigung von Gollantſch nach Kolmar i. Poſ.) 
iſt der unter A Abſ. 3 genannte Staatszuſchuß bereits berückſichtigt. 

Für den Fall, daß als Beteiligte im Sinne des vorhergehenden Abſatzes (4) 
ausſchließlich Gemeindeverbände in Betracht kommen, iſt die Bedingung der uns 
entgeltlichen Hergabe des Grund und Bodens (lit. A Abſ. 1 und 2) bereits dann 
als erfüllt anzuſehen, wenn jeder der Gemeindeverbände ſich verpflichtet, entweder 
den innerhalb ſeines Bezirkes erforderlichen Grund und Boden nach Maßgabe 
der Beſtimmungen in Abſ. 1 und 2 unentgeltlich bereitzuſtellen oder aber nach 
Maßgabe des Abſ. 4 diejenige Summe zu zahlen, die der Miniſter der öffent⸗ 
lichen Arbeiten nach Abſchluß der ausführlichen Vorarbeiten als auf den einzelnen 
Gemeindeverband entfallenden Teilbetrag der Pauſchſumme feſtſetzen wird. 


B. Die Mitbenutzung der Chauſſeen und öffentlichen Wege iſt, ſoweit 
dies die Aufſichtsbehörde für zuläſſig erachtet, ſeitens der daran beteiligten Inter⸗ 
eſſenten unentgeltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des Be— 
ſtehens und Betriebs der Eiſenbahnen zu geſtatten. 


— 


§ 2. 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der zu den im $1 
unter Nr. I bis IV vorgeſehenen Bauausführungen und Beſchaffungen uſw. 
erforderlichen Mittel von 83 5977630 Mark 40 Pfennig Staatsfchuldver- 
ſchreibungen auszugeben. 

Wird von den Beteiligten von der ihnen im $ 1 unter A Abſ. 4 und 5 
eingeräumten Befugnis, ſtatt der unentgeltlichen Bereitſtellung des Grund und 
Bodens die Zahlung einer Pauſchſumme zu wählen, Gebrauch gemacht, ſo erhöht 
ſich die von der Staatsregierung nach § 1 Nr. Ib für den Bau der betreffenden 
Eiſenbahn zu verwendende Summe ſowie die Geſamtſumme des § 1 um die im 
§1 unter A Abſ. 4 bei den einzelnen Linien angegebenen Beträge beziehungs— 
weiſe um die nach Abſ. 5 von dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten feſtgeſetzten 
Teilbeträge dergeſtalt, daß die von den Beteiligten hiernach zu zahlenden Pauſch— 
ſummen beziehungsweiſe Teilbeträge einer Pauſchſumme den vorſtehenden Dedungs- 
mitteln hinzutreten. 

9 


Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins— 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld— 
verſchreibungen verausgabt werden ſollen (§ 2), beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 
preußiſcher Staatsanleihen, (Geſetz-Samml. S. 1197) und des Geſetzes vom 
8. März 1897, betreffend die Tilgung von Staatsſchulden, Geſetz-Samml. 
S. 43) zur Anwendung. 

§ 4. 


Jede Verfügung der Staatsregierung über die im § 1 unter Nr. I be⸗ 
zeichneten Eiſenbahnen und Eiſenbahnteile durch Veräußerung bedarf zu ihrer 
Rechtsgültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags. 

Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf die beweglichen Beſtandteile und 
Zubehörungen dieſer Eiſenbahnen und Eiſenbahnteile und auf die unbeweglichen 
inſoweit nicht, als ſie nach der Erklärung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
für den Betrieb der betreffenden Eiſenbahnen entbehrlich ſind. 


9 a 
Die im § 1 A Abſ. 3 unter Nr. 9 des Geſetzes vom 25. Mai 1900 

(Geſetz-Samml. S. 129), betreffend die Erweiterung des Staatseiſenbahnnetzes uſw., 
auf 79 000 Mark feſtgeſetzte unverzinsliche, nicht rückzahlbare Pauſchſumme, bei 
deren Leiſtung von der Forderung der unentgeltlichen Hergabe des Grund und 
Bodens für die auf preußiſchem Staatsgebiete belegene Teilſtrecke der Bahnlinie 
Treffurt-Hörſchel (Eiſenach) Abſtand genommen werden ſoll, wird anderweit auf 
54 000 Mark feſtgeſetzt. 


N N 


§ 6. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage feiner Verkündigung in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Metz, den 18. Mai 1903. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. Schönſtedt. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. 
Studt v. Podbielski. Möller. Budde. 


(zugleich für den Finanzminiſter). 


(Nr. 10444.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
Bergwerke im Bezirke des Amtsgerichts Wetzlar. Vom 5. Mai 1903. 


Auf Grund der §§ 26, 27, 39, 62 des Geſetzes, betreffend das Grundbuch— 
weſen und die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Gebiete 
der vormals freien Stadt Frankfurt ſowie den vormals Großherzoglich Heſſiſchen 
und Landgräflich Heſſiſchen Gebietsteilen der Provinz Heſſen-Naſſau, vom 
19. Auguſt 1895 GGeſetz-Samml. S. 481) und des Artikels 5 der Verordnung, 
betreffend das Grundbuchweſen, vom 13. November 1899 Geſetz-Samml. 
S. 519) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen 
behufs Eintragung in das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs 
Monaten f 
für ſämtliche vor dem 1. Oktober 1895 verliehenen, in den Gemeinden 
Waldgirmes, Naunheim und Hermannſtein im Bezirke des Amts— 
gerichts Wetzlar belegenen Bergwerke ſowie für das in den Gemeinden 
Waldgirmes und Königsberg in den Bezirken der Amtsgerichte Wetzlar 
und Gladenbach belegene Bergwerk Hainau, für welches das Amts— 
gericht Wetzlar die Grundbuchanlegung zu bewirken hat, 
am 15. Juni 1903 beginnen ſoll. 


Berlin, den 5. Mai 1903. 
/ 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


e 


(Fr. 10445.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Teil der Bezirke der Amtsgerichte Hachenburg, Höchſt a. M., Hom— 
burg v. d. H., Langenſchwalbach, Montabaur, Uſingen und Weilburg. 
Vom 18. Mai 1903. ' 


Auf Grund des Artikels 15 der Verordnung, betreffend die Anlegung der Grund— 
bücher im Gebiete des vormaligen Herzogtums Naſſau, vom 11. Dezember 1899 
Geſetz-Samml. S. 595) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung 
von Rechten behufs Eintragung in das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt 
von ſechs Monaten 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Hachenburg gehörige Gemeinde 


Roßbach, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Höchſt a. M. gehörige Gemeinde 
Marxheim, b 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Homburg v. d. H. gehörige Gemeinde 
Weißkirchen, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Langenſchwalbach gehörige Gemeinde 
Kettenbach, i 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Montabaur gehörige Gemeinde 
Moſchheim, f Ws 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Uſingen gehörige Gemeinde Alt— 
weilnau, 


für die zum Bezirke des Amtsgerichts Weilburg gehörigen Gemeinden 
Barig-Selbenhauſen und Kirſchhofen 
am 15. Juni 1903 beginnen ſoll. 
Berlin, den 18. Mai 1903. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1. der Allerhöchſte Erlaß vom 29. Dezember 1902, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Gemeinde Weener zur Erwerbung des 
Eigentums an den zur Herſtellung eines Ladeplatzes nebſt Zufahrtſtraße 
auf dem linken Ufer der Ems erforderlichen Flächen, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Aurich, Jahrgang 1903 Nr. 4 S. 25, aus⸗ 
gegeben am 23. Januar 1903, 

Geſetz⸗Samml. 1903. (Nr. 10445.) 29 


os 
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SA = 


der am 16. Februar 1903 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 


für den Magdeburger, den Elbenauer und den Ehle-Deichverband durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 16 S. 204, 
ausgegeben am 18. April 1903; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 16. März 1903, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Aktiengeſellſchaft Kleinbahn Celle —Wittingen 
zu Celle zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des zum Bau 
und Betrieb einer Kleinbahn von Celle nach Wittingen in Anſpruch zu 
nehmenden Grundeigentums, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Lüneburg Nr. 16 S. 127, ausgegeben am 18. April 1903; 


das am 16. März 1903 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Genoſſen— 


ſchaft zur Regulierung des Soltiſſekfließes in den Kreiſen Ortelsburg und 
Neidenburg durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg 
Nr. 17 S. 180, ausgegeben am 23. April 1903, 


das am 30. März 1903 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent- 


wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Altfanger, Kreis Naugard, durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 18 S. 111, ausgegeben am 
1. Mai 1903; 


der am 30. März 1903 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 


für die Entwäſſerungsgenoſſenſchaft Wilken im Kreiſe Oſterode vom 
24. Februar 1896 durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Königsberg Nr. 19 S. 207, ausgegeben am 7. Mai 1903, 


das am 8. April 1903 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Aſchwöne— 


Regulierungsgenoſſenſchaft zu Nordenburg, im Kreiſe Gerdauen, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 19 S. 203, aus⸗ 
gegeben am 7. Mai 19035; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 11. April 1903, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an den Reichs- (Militär-) Fiskus zur Entziehung 
von Grundeigentum in der Gemarkung Dorf Zinna im Kreiſe Jüterbog— 
Luckenwalde behufs Erweiterung des Truppenübungsplatzes Jüterbog an 
feiner Oſtſeite, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam 
und der Stadt Berlin Nr. 20 S. 225, ausgegeben am 15. Mai 1903. 


Nedigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


